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Gefes: Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 22. NN Sci 


(Nr. 2298.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 28. Juli 1842. den Umzugstermin des Land⸗ 
geſindes in den zum ſtändiſchen Verbande der Marken Brandenburg und 
Niederlauſitz gehörenden Landestheilen betreffend. 


2 Folge des Landtags⸗Abſchiedes an die zum ſiebenten Provinzial-Landtage 
der Kur⸗ und Neumark Brandenburg und des Markgrafthums Niederlauſitz 
verſammelt geweſenen Staͤnde vom 20. Dezember v. J. zu II. Nr. 11. be⸗ 
ſtimme Ich hierdurch, daß in Ermangelung beſonderer Verabredung die geſetz⸗ 
liche Anziehezeit fuͤr das Landgeſinde in den zum ſtaͤndiſchen Verbande der 
Marken Brandenburg und Niederlauſitz gehörenden Landestheilen der 2. Januar 
ſeyn ſoll, anſtatt des 2. Aprils, welchen die Geſinde-Ordnung vom S. No⸗ 
vember 1810. $. 43. vorſchreibt. Dieſe Beſtimmung iſt durch die Geſetz⸗Samm⸗ 
lung und durch die Amtsblaͤtter zur Öffentlichen Kenntniß zu bringen. 
Erdmannsdorf, den 28. Juli 1842. 
Friedrich Wilhelm. 
An die Staatsminiſter Muͤhler und Grafen v. Arnim. 


(Nr. 2299.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 30. Juli 1842. wegen Vergütigung der 
Reiſekoſten für kommiſſariſche Geſchäfte in Königlichen Dienftangelegen- 
heiten an Beamte, welche nicht zum Reifen mit Extrapoſt berechtigt find. 


A, den Bericht des Staats⸗Miniſteriums vom 5. d. M. will Ich den F. 12. 
der Verordnung vom 28. Juni 1825. wegen Verguͤtigung der Diaͤten und 
Reiſekoſten für kommiſſariſche Geſchaͤfte in Koͤniglichen Dienſt⸗ Angelegenheiten 
dahin abaͤndern, daß die Beamten, welche nicht zum Reiſen mit Extrapoſt be⸗ 
rechtigt find, befugt ſeyn ſollen, in allen Fallen ohne Ruͤckſicht darauf, ob zwi⸗ 
ſchen den zu bereiſenden Ortſchaften eine Fahrpoſt⸗Verbindung beſteht, und ob 
davon zu dem Zweck der Reiſe Gebrauch gemacht werden kann oder nicht, ein 
Pauſchquantum von Funfzehn Silbergroſchen für die Meile als Reiſe⸗Verguͤti⸗ 
ung zu liquidiren. Das Stagts⸗Miniſterium hat dieſe Order durch die Ger 
ſc Sammlung bekannt zu machen. 
Erdmannsdorf, den 30. Juli 1842. g 
Friedrich Wilhelm. 

An das Staatsminifterium. 
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fahigkeit haben . TER. Se © 2 Sgr. 


CC 2 Sgr. 


werk ausgeſchleppt oder ausgefahren wird, 65 Unter⸗ 
alt.. . . 3 Sgr. 6 Pf. 
Naͤhere Beſtimmungen. 

1) Fahrzeuge, welche ſchon die halbe Ladung und daruͤber anderwaͤrts ein⸗ 
genommen haben, entrichten 
a) wenn ſie, ohne zu loͤſchen, am Bollwerke fernere Ladung einnehmen, 

nur die Haͤlfte des Tarifſatzes, 8 

b) wenn fie am Bollwerke loͤſchen, den vollen Tarifſatz, wogegen ſie, beim 
Einnehmen von Ruͤckfracht, nur die Haͤlfte des Tarifſatzes zu erlegen 
haben; 

2) Fahrzeuge, welche weniger als halb beladen, am Bollwerke anlegen, zahlen: 

a) wenn ſie fernere Ladung einnehmen, den vollen Tarifſatz, 

b) wenn ſie loͤſchen, nur die Hälfte des Tarifſatzes; 

3) Fahrzeuge, welche, ſei es beladen oder ledig, am Bollwerke anlegen, und 
ohne zu loͤſchen oder einzuladen, wieder abgehen, entrichten nur ein Vier⸗ 
tel des Tarifſatzes; ’ 

4) die Tragfähigkeit der Fahrzeuge iſt bei entſtehenden Zweifeln durch den 
Meßbrief darzuthun, das Floßholz nach dem kubiſchen Inhalte zu deklariren. 

Befreiungen. 
Bollwerksgeld wird nicht erhoben 5 

a) von Fahrzeugen, welche ausſchließlich mit Königlichen oder Staats⸗ 
Effekten beladen ſind, 

b) von unbefrachteten Boͤten und Kaͤhnen, welche zu ſolchen Schiffs⸗ 
gefäßen gehören, die das Bollwerksgeld zu entrichten haben, 

c) von Boͤten und 1055 unter 1 Sciffstaft Tragfähigkeit, welche ohne 
zu laden oder zu loͤſchen und nur um Lebensmittel einzunehmen oder 
anderer Geſchaͤfte wegen, anlegen. 

Straf-Beſtimmu ngen. 

Wer ſich der Entrichtung der durch obigen Tarif beftimmten Abgabe ent: 

zieht, zahlt als Strafe das Vierfache des defraudirten Betrages. 

Sansſouci, den 19. Auguſt 1842. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. 


(Nr. 2301.) 


— 
(Nr. 2301.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 16. September 1842., betreffend die Erleichte⸗ 


rungen der Patrimonialgerichtsherren in Beziehung auf die Einrichtung 
A der Depoſitalgelaſſe und Gefängniffe. 


uf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 21. v. M. will Ich diejenigen 
Erleichterungen, welche Ich in Beziehung auf die Einrichtung der Depoſital⸗ 
Gelaſſe und Gefaͤngniſſe bei den kleinen Untergerichten durch den Landtags- 
Abſchied für die zum fiebenten Provinzial⸗Landtage der Kur: und Neumark 
Brandenburg und des Markgrafthums Niederlauſitz verſammelt geweſenen Staͤnde 
vom 20. Dezember v. J. genehmigt habe, auch auf die Patrimonialgerichte in 
den uͤbrigen Provinzen ausdehnen und demnach hierdurch allgemein geſtatten, 
daß bei denjenigen Patrimonialgerichten, welche nicht Eintauſend Gerichtseinge⸗ 
ſeſſene zaͤhlen, der Neubau von gewoͤlbten Depoſitalgelaſſen und von Civil⸗ und 
Kriminalgefaͤngniſſen unterbleiben kann, wenn unter Verantwortlichkeit der Ge⸗ 
richtsherren der jedenfalls vorſchriftsmaͤßig einzurichtende, mit drei Schluͤſſeln 
verſehene Depoſitalkaſten gegen Einbruch geſichert wird, und wenn in Beziehung 
auf die Gefaͤngniſſe ſolche Veranſtaltungen getroffen werden, daß dadurch, unter 
der erforderlichen Sorge fuͤr die Geſundheit der Gefangenen, die noͤthige Sicher⸗ 
heit gewaͤhrt wird. — Sollte jedoch ein, mit dem vorſchriftsmaͤßigen Deppfital- 
Gewoͤlbe nicht verſehenes Gut bis zu z feines Werths verſchuldet ſeyn, oder 
zur Sequeſtration oder Subhaftation kommen, fo iſt das Depoſitorium deſſel⸗ 
ben an dasjenige landesherrliche Gericht abzuliefern, deſſen Sitz an dem Wohn⸗ 
orte des Gerichtshalters ſich befindet, oder demſelben am naͤchſten liegt. 

Sie, der Juſtizminiſter Muͤhler, haben in Gemaͤßheit dieſer Beſtim⸗ 
mungen, welche durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen ſind, die Gerichts⸗ 
Behoͤrden mit Anweiſung zu verſehen. 

Stolzenfels, den 16. September 1842. i f 

Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


(Nr. 2302.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 16. September 1842., betreffend die Annahme 
von Obligationen über vom Staate übernommene provinzielle Staats- 


D Schulden als depoſitalmäßige Sicherheit. 


a die, nach der 1 vom 17. Januar 1820. (Geſetzſamml. S. 9.) 
und der Order vom 2. November 1822. (Geſetzſamml. S. 229.) vom Staate 
uͤbernommenen provinziellen Staatsſchulden in Betreff der Staatsgarantie ſaͤmmt⸗ 
lich den Staatsſchuldſcheinen gleichgeſtellt ſind, ſo beſtimme Ich auf den Antrag 
des Staatsminiſteriums vom 27. v M., daß die Order vom 3. Mai 1821. 
(Geſetzſamml. S. 46) betreffend die Annahme der Staatsſchuldſcheine als depo⸗ 
Ktalmäbige Sicherheit, auch auf Obligationen über dieſe provinziellen Staats⸗ 
Schulden Anwendung finden fol. Dieſe Order iſt durch die Geſetzſammlung 
bekannt zu machen. 
Stolzenfels, den 16. September 1842. 200 a 
Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminifterium. 
(Ir. 2301 — 2303.) (Nr. 2303.) 


u a 
(Nr. 2303.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 4. Oktober 1842, betreffend die Beſtimmung: 
daß die in den Preußiſchen Staaten erſcheinenden Bücher, deren Text mit 
Ausſchluß der Beilagen zwanzig Druckbogen überſteigt, wenn ſowohl der 
Verfaſſer als der Verleger auf dem Titel genannt iſt, der Cenſur ferner 
nicht mehr unterworfen ſeyn ſollen. 


J 55 eine Reviſion der fuͤr das Cenſurweſen in Meinen Staaten be⸗ 
ſtehenden Verordnungen und Verwaltungsformen angeordnet habe, will Ich, 
ohne die Beendigung dieſer bei ihrer großen Wichtigkeit längere Vorbereitung 
und Zeit erfordernden Arbeiten abzuwarten, ſchon jetzt die Preſſe von einer durch 
die Bundesgeſetzgebung nicht geforderten Beſchraͤnkung befreien, indem Ich be⸗ 
ſtimme: daß die in Meinen Staaten erſcheinenden Bücher, deren Text mit Aus⸗ 
ſchluß der Beilagen, a eee uͤberſteigt, wenn ſowohl der Verfaſſer, 
als der Verleger auf dem Titel genannt iſt, der Cenſur ferner nicht mehr un⸗ 
terworfen ſeyn ſollen. Auf Buͤcher, welche in einzelnen Lieferungen erſcheinen, 
erſtreckt ſich dieſe Beſtimmung nur infofern, als der Text jeder Abtheilung Zwan⸗ 
zig Druckbogen uͤberſteigt. Von jeder hiernach ohne Cenſur erſcheinenden Schrift 
muß vier und zwanzig Stunden vor ihrer Austheilung ein Exemplar bei der 
Polizei⸗Behoͤrde niedergelegt werden. Fuͤr die Befolgung dieſer Vorſchrift ſind 
der Verfaſſer und der Verleger, imgleichen der Drucker, deſſen Name auf dem 
Titel oder am Schluß des Werks angegeben ſeyn muß, bei einer polizeilichen Geld⸗ 
buße von 10 bis 100 Thalern verantwortlich. — Ueber die Feſtſetzung dieſer 
Geldbuße entſcheidet der Ober-Praͤſident unter Vorbehalt des Rekurſes an den 
Miniſter des Innern; der Rekurs muß innerhalb 10 Tagen nach Publikation 
des Reſoluts des Ober⸗Praͤſidenten bei letzterem angemeldet werden. — Die bis⸗ 
herigen Strafgeſetze gegen die im Wege der Preſſe veruͤbten Verbrechen, und 
namentlich die Beſtimmungen im Artikel XVI. Nr. 2 und 3. des Cenſur⸗Edikts 
vom 18. Oktober 1819. bleiben auch in Beziehung auf diejenigen Buͤcher in 
Kraft, welche fortan von der Cenſur befreit find. Das Staats⸗Miniſterium hat 
dieſe Order durch die Geſetz Sammlung zur Öffentlichen Kenntniß zu bringen. 
Berlin, den 4. Oktober 1842. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staats miniſterium. |. 


